
ABWÄGUNGSTABELLE  
Bearbeitungsstand:  13.12.2013 

 
 
zu den eingegangenen Stellungnahmen der Behörden, 
sonstiger Träger öffentlicher Belange und der Öffentlichkeit im Rahmen der 
 
Öffentlichen Auslegung vom 21.10.2013 bis 20.11.201 3 
(gem. § 3 Abs. 2, § 4 Abs. 2 und § 4a Abs. 2 BauGB) 

 
und der 
 
Benachrichtigung und Einholung von Stellungnahmen d er Behörden und sonstiger Träger 
öffentlicher Belange vom       bis       
(gem. § 3 Abs. 2 BauGB, § 4 Abs. 2 BauGB, § 4a Abs. 2 BauGB) 
 
zum Bebauungsplan und den örtlichen Bauvorschriften  
„GI e OBERE AU – 1. ERWEITERUNG GE“ 
 
Entwurf vom: 17.09.2013 
 
 
der Stadt Ingelfingen 
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Folgende Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange wurden angeschrieben: 
 

Seite Angeschrieben wurden Antwort 
4 Zweckverband Wasserversorgung Nordostwürttemberg Stellungnahme vom 12.11.2013 
8 Deutsche Telekom AG Stellungnahme vom 14.11.2013  

10 Regierungspräsidium Stuttgart Stellungnahme vom 15.11.2013  
 Raumordnung  
 Umwelt- Wasser/Boden  

15 Ergänzende Stellungnahme Regierungspräsidium Stuttgart 05.12.2013 

17 Regionalverband Heilbronn-Franken Stellungnahme vom 22.11.2013  
21 Landesnaturschutzverband Stellungnahme vom 26.11.2013  
26 Landratsamt Hohenlohekreis Stellungnahme vom 28.11.2013  

 Wasserwirtschaft- folgt  
 Naturschutz  
 Baurecht  
 Landwirtschaft  
 Bodenschutz  

   
33 Polizeidirektion Künzelsau Keine Anregung 
34 Handwerkskammer Heilbronn-Franken Keine Anregung 
35 Stadtverwaltung Niedernhall Keine Anregung 
36 Industrie und Handelskammer Heilbronn-Franken Keine Anregung 
37 EnBW Regional AG und Gas Beide Keine Anregung 
39 Wehrbereichsverwaltung Süd Keine Anregung 
40 Kabel Baden-Württemberg GmbH &Co. KG Keine Anregung 

   
 Deutsche Post Keine Rückmeldung 
 Bauernverband Schwäbisch Hall Hohenlohe-Rems e.V. Keine Rückmeldung 
 NeckarCom Telekommunikation GmbH Keine Rückmeldung 
 Stadtverwaltung Künzelsau Keine Rückmeldung 
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Die Öffentlichkeit hat wie folgt Stellung genommen:  
Keine Stellungnahmen eingegangen 
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Nr. 
Stellung nahmen der Behörden und  sonstige r 

Träger öffentlicher Belange 
 

Abwägungsvorschlag der Verwaltung Beschluss-
empfehlung  

 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
Die Stellungnahme der NOW bezieht sich auf die Möglichkeit des 
Retentionsraumausgleichs am Löhlesklingenbach. Diese wurde durch 
das Ingenieurbüro Winkler und Partner GmbH geprüft und musste 
verworfen werden. 
 
Eine Gefährdung des Wasserschutzgebietes wird ausgeschossen. 
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Nr. 
Stellung nahmen der Behörden und  sonstige r 

Träger öffentlicher Belange 
 

Abwägungsvorschlag der Verwaltung Beschluss-
empfehlung  
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Nr. 
Stellung nahmen der Behörden und  sonstige r 

Träger öffentlicher Belange 
 

Abwägungsvorschlag der Verwaltung Beschluss-
empfehlung  
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Nr. 
Stellung nahmen der Behörden und  sonstige r 

Träger öffentlicher Belange 
 

Abwägungsvorschlag der Verwaltung Beschluss-
empfehlung  
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Nr. 
Stellung nahmen der Behörden und  sonstige r 

Träger öffentlicher Belange 
 

Abwägungsvorschlag der Verwaltung Beschluss-
empfehlung  

 
 

 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Lage der Telekommunikationslinien ist bekannt, sie befinden sich in 
den bestehenden und zukünftigen Erschließungsflächen oder in nicht 
überbaubaren Grundstücksflächen.  
Baumaßnahmen werden frühzeitig angezeigt. 
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Nr. 
Stellung nahmen der Behörden und  sonstige r 

Träger öffentlicher Belange 
 

Abwägungsvorschlag der Verwaltung Beschluss-
empfehlung  
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Nr. 
Stellung nahmen der Behörden und  sonstige r 

Träger öffentlicher Belange 
 

Abwägungsvorschlag der Verwaltung Beschluss-
empfehlung  

 

 
REGIERUNGSPRÄSIDIUM STUTTGART 

ABTEILUNG WIRTSCHAFT UND INFRASTRUKTUR 
 

Bebauungsplan GIe Obere Au, 1. Erweiterung GE in Criesbach Benachrichtigung 
und Einholung von Stellungnahmen der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher 
Belange gemäß § 3 Abs. 2 BauGB, § 4 Abs. 2 BauGB, § 4a Abs. 2 BauGB 
Ihr Schreiben vom 15.10.2013, Ihr Zeichen: III.sch-wa 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
das Regierungspräsidium Stuttgart nimmt als höhere 
Raumordnungsbehörde sowie aus Sicht der Abteilung Umwelt zu der oben 
genannten Planung folgendermaßen Stellung: 
 
Raumordnung 
Um der Firma Bürkert Fluid Control Systems zur Standortsicherung eine 
Erweiterung zu ermöglichen, plant die Stadt angrenzend an die 
bestehende Gewerbefläche ein Gewerbegebiet mit ca. 4,59 ha 
auszuweisen.  
 
Das Plangebiet liegt innerhalb eines Vorbehaltsgebietes für Erholung nach 
Plansatz 3.2.6.1 des Regionalplans Heilbronn-Franken 2020 sowie 
innerhalb eines Vorranggebietes für den vorbeugenden Hochwasserschutz 
nach Plansatz 3.4.1. Die regionalplanerischen Festlegungen wurden bei 
der Planung berücksichtigt. So wurde auch in die Begründung 
aufgenommen, dass grundsätzlich ein Verstoß gegen das in Plansatz 3.4.1 
Abs. 3 (Z) des Regionalplanes Heilbronn-Franken 2020 festgelegte Ziel 
vorliegt.  
 
Nach der Begründung zu Plansatz 3.4.1 können in Ausnahmefällen 
unabweislich notwendige Infrastruktureinrichtungen und 
standortgebundene Anlagen zugelassen werden, wenn dadurch eine 
Erhöhung oder Verlagerung des Schadenspotenzials nicht zu befürchten 
ist und ein Verlust an Retentionsraum funktionsgleich ersetzt werden kann. 
Dies ist durch entsprechende Unterlagen nachzuweisen. Ein 
funktionsgleicher Ersatz ist dann anzunehmen, wenn beispielsweise der 
Verlust von natürlicher Retentionsfläche durch die Wiedergewinnung oder 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Ausweisung des geplanten Gewerbegebietes setzt sich zusammen 
aus der Änderungen einer Teilfläche des bestehenden 
Industriegebietes ( ca. 0,9 ha) und der Erweiterung der Fläche nach 
Osten als gewerbliche Baufläche um ca. 3,69 ha. 
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Nr. 
Stellung nahmen der Behörden und  sonstige r 

Träger öffentlicher Belange 
 

Abwägungsvorschlag der Verwaltung Beschluss-
empfehlung  

Reaktivierung von natürlichen Retentionsflächen im lokalen 
Abflusszusammenhang ausgeglichen werden kann.  
 
Nach den Planunterlagen sowie mit Verweis auf die nachfolgende 
Stellungnahme der Abteilung 5 - Umwelt - kann das Vorliegen der 
Ausnahmevoraussetzung für eine standortgebundene Anlage hier noch 
nicht bejaht werden. Es liegt damit weiterhin ein Zielverstoß vor. 
 
Das Plangebiet tangiert außerdem im Osten randlich eine Regionale 
Grünzäsur. Auch angesichts der sensiblen Lage des Plangebietes sowie 
vor dem Hintergrund des Zieles Flächensparen, regen wir an, nochmals 
den Umfang des Flächenbedarfs kritisch zu überprüfen und das Plangebiet 
ggf. zu verkleinern. 
 
Nachdem das Plangebiet nicht aus dem Flächennutzungsplan entwickelt 
ist, weisen wir darauf hin, dass der Bebauungsplan genehmigungspflichtig 
ist, sofern das Bebauungsplanverfahren vor dem 
Flächennutzungsplanänderungsverfahren abgeschlossen werden soll. 
 
Alle Bauleitpläne sind den Zielen der Raumordnung anzupassen (§ 1 Abs. 
4 BauGB). Ziele der Raumordnung sind als verbindliche Vorgaben, die 
nicht der Abwägung unterliegen, zu beachten (§ 3 Abs.1 Nr. 2 ROG und § 
4 Abs. 1 ROG). Grundsätze und sonstige Erfordernisse der Raumordnung 
sind im Rahmen der Abwägung zu berücksichtigen (§ 3 Abs. 1 Nr. 3 und 4, 
§ 4 Abs. 1 ROG). Vorbehaltsgebiete sind lediglich als Grundsätze, nicht als 
Ziele der Raumordnung zu werten (BVerwG, Beschl. v.15.06.2009, 4 BN 
10 09), so dass Vorbehaltsgebiete der Planung nicht grundsätzlich 
entgegenstehen, jedoch in der Abwägung zu berücksichtigen sind. 
 
Umwelt 
Wasser/Boden: 
Wie bereits in unserer ersten Stellungnahme vom 30.04.2013 dargelegt, 
liegt das Erweiterungsvorhaben fast vollständig in einem durch 
Rechtsverordnung von 1995 festgesetzten Überschwemmungsgebiet im 
Außenbereich, das bereits bei einem 10-jährlichen Hochwasser überflutet 
wird. Bereits hier wurde auf ein genehmigungsfähiges Konzept zum 
Ausgleich des Retentionsraumverlusts hingewiesen, ohne das der 
Bebauungsplan nicht genehmigungsfähig ist. 
 
Eine Zulassung der Ausweisung von Baugebieten ist nach § 78 Abs. 2 
WHG nur unter den hier genannten Voraussetzungen im Einzelfall 

 
 
 
 
 
 
 
 
Das Plangebiet ist als Erweiterungsfläche des bestehenden 
Betriebsgeländes vorgesehen. Alternativen kommen hierzu nicht in 
Betracht, denn eine Firmenentwicklung an anderer Stelle mit Verbleib 
des Hauptsitzes in der Kochertalaue ist aufgrund der Betriebsabläufe 
nicht möglich. Ohne Erweiterungsmöglichkeit am Ort ist der Verbleib 
der Firma in Ingelfingen gefährdet. Zur Standortwahl innerhalb der 
Kocheraue gilt der geplante Standort als geeignet, da sich die Lage des 
Bauvorhabens nach wasserwirtschaftliche Untersuchung des Büros 
Winkler vom 05.10.2012 im nicht abflusswirksamen Bereich befindet.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Siehe ergänzte Stellungnahme Regierungspräsidium Stuttgart vom 
10.12.2013, Seite 15. 
 
Sowie Schreiben der Stadt Ingelfingen vom 5.12. 2013. 
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Nr. 
Stellung nahmen der Behörden und  sonstige r 

Träger öffentlicher Belange 
 

Abwägungsvorschlag der Verwaltung Beschluss-
empfehlung  

ausnahmsweise möglich, wobei diese Voraussetzungen kumulativ 
vorliegen müssen. 
Gemäß § 78 Abs. 2 Nr. 5 WHG darf die für den Hochwasserschutz so 
bedeutsame Rückhaltung des Wassers nicht beeinträchtigt werden, d.h. 
bei einer ausnahmsweisen Zulassung eines Baugebietes in einem 
Überschwemmungsgebiet ist der Verlust an verloren gehendem 
Rückhalteraum umfang-, funktions- und zeitgleich auszugleichen.  
In § 77 WHG wird die Erhaltung der Überschwemmungsgebiete in ihrer 
Funktion als Rückhalteflächen gefordert, andernfalls sind rechtzeitig die 
notwendigen Ausgleichsmaßnahmen zu treffen. 
 
Nach § 76 sind Überschwemmungsgebiete die Gebiete, die bei 
Hochwasser überschwemmt oder durchflossen oder die für die 
Hochwasserentlastung oder -rückhaltung beansprucht werden. Der 
Gesetzgeber hat damit eindeutig zum Ausdruck gebracht, dass der 
Ausgleich des Retentionsraumverlusts durch ein Bauvorhaben möglichst 
gleichartig und in jeder Hinsicht gleichwertig zum verloren gehenden 
Rückhalteraum, d.h. so weit wie möglich auf natürlichen Flächen bzw. auf 
natürliche Weise stattfinden soll. Als Ergebnis des Ausgleichs soll ein 
neues dauerhaft zu erhaltendes Überschwemmungsgebiet entstehen, da 
bebaute Flächen ihren Charakter als Rückhalteraum verlieren.  
Aus unserer Sicht bestehen daher erhebliche Bedenken eine geflutete 
Tiefgarage als Ausgleich für den Verlust von natürlichem Rückhalteraum 
anzuerkennen.  
 
Der Gesetzgeber hat beim Retentionsausgleich nicht daran gedacht, dass 
gezielt Gebäudeteile wie z.B. Tiefgaragen geflutet werden könnten. 
Gebäude mit Tiefgaragen sind i.d.R. gegen Hochwasser zu schützen und 
können selbst nicht selbst Bestandteil des Hochwasserschutzes werden.  
Darüber hinaus kann nicht gewährleistet werden, dass die Tiefgarage 
dauerhaft und jederzeit als Rückhalteraum zur Verfügung steht.  
 
 
 
Ebenso dürfte die Frage des Versicherungsschutzes für das Gebäude 
erhebliche Probleme aufwerfen. Ob das zu errichtende Gebäude 
überhaupt genehmigungsfähig ist müsste baurechtlich überprüft werden. 
Sollte die Ausweisung des neuen Baugebietes Hochwasserschäden nach 
sich ziehen z.B. an nicht rechtzeitig entfernten Fahrzeugen oder an den 
Gebäudeinstallationen infolge eines planmäßigen Einstaus der Tiefgarage 
, könnten Schadensersatzansprüche nach § 839 BGB, Art. 34 GG gegen 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung Beschluss-
empfehlung  

die Kommune gegeben sein, wenn die Ausweisung des Baugebiets oder 
die ergangene Genehmigung auf einer Amtspflichtsverletzung der 
Planungs- oder Genehmigungsbehörde beruht. 
 
Darüber hinaus dürfte der geplante Ausgleich über die geflutete Tiefgarage 
auch gegen die Festlegungen im Regionalplan verstoßen, wonach 
bestimmte Ausnahmen von dem Bauverbot in Vorranggebieten für den 
Hochwasserschutz im Einzelfall zugelassen werden können, wenn es sich 
um standortgebundene, in ihrem Umfang begrenzte Maßnahmen mit einer 
nicht zu erwartenden Erhöhung des Schadenspotentials und der 
grundsätzlichen Möglichkeit der Schaffung von Retentionsräumen an 
anderer Stelle handelt. 
 
Wir weisen außerdem darauf hin, dass die Genehmigungsfähigkeit von 
Baugebieten in Überschwemmungsgebieten nicht allein vom Ausgleich des 
verloren gehenden Rückhalteraums abhängig ist. Gemäß § 78 Abs. 2 
WHG sind bei der Genehmigung durch die UWB kumulativ acht weitere 
Kriterien zu prüfen, die wir in dem vorliegenden Bebauungsplan nicht 
komplett als geprüft und erledigt ansehen.  
 
Gemäß § 78 Abs. 2 Nr. 3 WHG muss eine Gefährdung von Leben oder 
erhebliche Gesundheits- oder Sachschäden bei dem Bauvorhaben 
ausgeschlossen sein. Die damit verbundenen Anforderungen an gesunde 
Wohn- und Arbeitsverhältnisse und an die Sicherheit der Wohn- und 
Arbeitsbevölkerung ist u.E. bei einem Gebäude mit einer ab HQ50 mit  
20.000 m³ Kocherwasser 2,5 m hoch überfluteten Tiefgarage nicht 
einzuhalten. Auch die Forderung des § 78 Abs. 2 Nr. 8 WHG, dass bei 
dem Bauvorhaben die Belange der Hochwasservorsorge zu beachten sind, 
lässt sich nach Auffassung des RP Stuttgart mit einer gefluteten Tiefgarage 
nicht erfüllen. 
 
 
Durch die Baumaßnahme gehen rd. 31.600 m³ Retentionsraum verloren. 
Neben den rd. 20.000 m³ in der Tiefgarage sollen rd. 8.700 m³ durch 
Abgrabungen im Überflutungsbereich des Kochers und rd. 2.900 m³ aus 
einem Ausgleichskonto der Stadt Ingelfingen erbracht werden. Da weder 
das WHG noch das Wassergesetz (WG) Baden-Württemberg ein solches 
Ausgleichskonto für Retentionsraumverluste kennen, und das Volumen 
vermutlich aus einer früheren nicht näher bezeichneten Maßnahme 
stammt, kann es nicht für den Ausgleich heran gezogen werden. 
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Aus unserer Sicht ist es unerlässlich, das Ausgleichsvolumen über andere 
Maßnahmen z.B. analog zu der vorgesehenen Abgrabung herzustellen. 
Sofern ein Retentionsraumausgleich an mehreren Stellen erfolgt, müssen 
diese alle als Auflage in den Textteil (Nr A10) aufgenommen werden.  
 
Zudem halten wir es für erforderlich, dass die weiteren Ausgleichsflächen 
in die Bauleitplanung als Retentionsfläche aufgenommen und 
entsprechend geschützt werden.  
 
In der vorliegenden Form ist der Bebauungsplan derzeit aus unserer Sicht 
nicht genehmigungsfähig. 
Wir weisen drüber hinaus ausdrücklich darauf hin, dass zukünftige 
Schutzmaßnahmen durch das Land oder deren finanzielle Förderung 
ausgeschlossen sind, da bereits frühzeitig auf die Hochwassergefährdung 
hingewiesen wurde. 
Die Vorlage dieser Stellungnahme beim Landratsamt Hohenlohekreis wird 
dringend empfohlen.  
 
Für Rückfragen steht Ihnen Herr Götz, Referat 53.2, � 0711/904-15301, � 
markus.goetz@rps.bwl.de zur Verfügung. 
Anmerkung: 
Referat 86 - Denkmalpflege - meldet Fehlanzeige. 
Hinweis: Wir bitten künftig - soweit nicht bereits geschehen - um Beachtung des RVP-
Erlasses vom 28.07.2008 mit jeweils aktuellem Formblatt zur "Beteiligung in 
Bauleitplanverfahren" http://www.rp-stuttgart.de/servlet/PB/show/1251406/rps-ref21-
blpverf.pdf 
Zur Aufnahme in das Raumordnungskataster wird gemäß § 26 Abs. 3 LplG gebeten, dem 
Regierungspräsidium nach Inkrafttreten des Planes eine Mehrfertigung der Planunterlagen - 
soweit möglich zusätzlich in digitalisierter Form zugehen zu lassen. 
 
Mit freundlichen Grüßen  
gez. Melanie Jakob 

 
 
 
 
 
Die Sicherung von Maßnahmen zum Retentionsausgleich die 
außerhalb des Geltungsbereichs des Bebauungsplanes liegen kann 
nicht über Festsetzungen im Bebauungsplan erfolgen. Eine Sicherung 
wird über die Zuordnung der Flächen (ähnlich wie bei Maßnahmen zum 
Naturschutzrechtlichen Ausgleich) und die entsprechenden 
privatrechtlichen Verträge erreicht.  
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Im Übrigen wurde die bedingte Festsetzung (A10) zum 
Retentionsausgleich entsprechend ergänzt. 
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Das Plangebiet ist als Erweiterungsfläche des bestehenden 
Betriebsgeländes vorgesehen. Alternativen kommen hierzu nicht in 
Betracht, denn eine Firmenentwicklung an anderer Stelle mit Verbleib 
des Hauptsitzes in der Kochertalaue ist aufgrund der Betriebsabläufe 
nicht möglich. Ohne Erweiterungsmöglichkeit am Ort ist der Verbleib 
der Firma in Ingelfingen gefährdet. Zur Standortwahl innerhalb der 
Kocheraue gilt der geplante Standort als geeignet, da sich die Lage des 
Bauvorhabens nach wasserwirtschaftliche Untersuchung des Büros 
Winkler vom 05.10.2012 (siehe auch ergänzende Untersuchungen) im 
nicht abflusswirksamen Bereich befindet.  
 
 
 
 
 
 
 
 
Die angeregte gemeindeübergreifende Betrachtung wurde vom 
Ingenieurbüro Winkler und Partner GmbH bei den Überlegungen bereits 
berücksichtigt. Es wurden verschiedene Alternativen zum 
Retentionsraumausgleich überprüft. Die vorgelegte Lösung ist die 
einzig praktikable Alternative. 
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Die Sicherung von Maßnahmen zum Retentionsausgleich die 
außerhalb des Geltungsbereichs des Bebauungsplanes liegen kann 
nicht über Festsetzungen im Bebauungsplan erfolgen. Eine Sicherung 
wird über die Zuordnung der Flächen (ähnlich wie bei Maßnahmen zum 
Naturschutzrechtlichen Ausgleich) und die entsprechenden 
privatrechtlichen Verträge erreicht. (siehe auch Abwägungstabelle Seite 
8) 
 
Der Nachweis über den Naturschutzrechtlichen Ausgleich wird über das 
Ökokonto der Stadt Ingelfingen geführt. 
 
Der bauliche Retentionsausglich ist über die Planzeichnung und den 
Textteil (Ziffer A19) auf Grundlage des § 9 Abs.2 Nr.1 und 2 BauGB 
räumlich und zeitlich fixiert. Ein Hinweis zum Hochwassermanagement 
wird aufgenommen. 
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Das Plangebiet ist als Erweiterungsfläche des bestehenden 
Betriebsgeländes vorgesehen. Alternativen kommen hierzu nicht in 
Betracht, denn eine Firmenentwicklung an anderer Stelle mit Verbleib 
des Hauptsitzes in der Kochertalaue ist aufgrund der Betriebsabläufe 
nicht möglich. Ohne Erweiterungsmöglichkeit am Ort ist der Verbleib 
der Firma in Ingelfingen gefährdet. Zur Standortwahl innerhalb der 
Kocheraue gilt der geplante Standort als geeignet, da sich die Lage des 
Bauvorhabens nach wasserwirtschaftliche Untersuchung des Büros 
Winkler vom 05.10.2012 (siehe auch ergänzende Untersuchungen) im 
nicht abflusswirksamen Bereich befindet.  
 
 
Die Lage der künstlichen Verstecke wurde anhand der Biotopstrukturen 

gewählt. Ausschlaggebende Biotopstrukturen, insbesondere für 

artenschutzrechtlich relevante Reptilienarten, befinden sich in 

Randlagen zu Gehölz, Steinriegeln, Saumstrukturen u.ä. Die 

Betroffenheit der erfassten Arten lassen sich anhand der 

Untersuchungsergebnisse lassen sich in ausreichendem Maße 

abschätzen. 
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Das Plangebiet ist als Erweiterungsfläche des bestehenden 
Betriebsgeländes vorgesehen. Alternativen kommen hierzu nicht in 
Betracht, denn eine Firmenentwicklung an anderer Stelle mit Verbleib 
des Hauptsitzes in der Kochertalaue ist aufgrund der Betriebsabläufe 
nicht möglich. Ohne Erweiterungsmöglichkeit am Ort ist der Verbleib 
der Firma in Ingelfingen gefährdet. Zur Standortwahl innerhalb der 
Kocheraue gilt der geplante Standort als geeignet, da sich die Lage des 
Bauvorhabens nach wasserwirtschaftliche Untersuchung des Büros 
Winkler vom 05.10.2012 im nicht abflusswirksamen Bereich befindet. 
Die Errichtung von Hochregallagern ist zur Ergänzung der 
Betriebsabläufe notwendig. Innerhalb des Plangebietes ist eine kleine 
Teilfläche, in Anlehnung an den angrenzenden rechtsverbindlichen 
Bebauungsplan „GIe Obere Au“ eine maximale Gebäudehöhe von 
20,00 m, zulässig. 
 
 
 
Siehe Ergänzende Stellungnahme Regierungspräsidium Stuttgart vom 
10.12.2013 (ab Seite 15). 
 
 
 
 
Die Ausweisung des geplanten Gewerbegebietes setzt sich zusammen 
aus der Änderungen einer Teilfläche des bestehenden 
Industriegebietes ( ca. 0,9 ha) und der Erweiterung der Fläche nach 
Osten als gewerbliche Baufläche um ca. 3,69 ha-  
Siehe Ergänzende Stellungnahme Regierungspräsidium Stuttgart vom 
10.12.2013 (ab Seite 15). 
 
Die im Baugebiet verbleibenden Grünflächen werden zu 30 % als 
zusammenhängende Grünfläche ausgebildet, die im Süden des 
Gebiets anzuordnen ist. Hierdurch und durch die hohe bauliche 
Auslastung eines Gewerbegebiets verbleiben am äußeren Rand 
Grünflächen in der festgesetzten Form. 
 
Es wurden in den randlichen Grünflächen nur Baumpflanzungen als 
Festsetzung in den Bebauungsplan aufgenommen, deren Umsetzung 
realistisch erscheint. Eine adäquate Eingrünung des Baugebiets ist auf 
diese Weise nicht mögliche. Der Eingriff in das Landschaftsbild wurde 
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daher entsprechend in der Eingriffs-Ausgleichsbilanz berücksichtigt. 
 
Die Grünflächen entlang der Keltenstraßen befinden sich auf der 
repräsentativen Eingangsseite des Baugebiets. Es gibt keine 
Veranlassung davon auszugehen, dass diese Fläche als Abstell- oder 
Lagerflächen verwendet werden. In Teilbereichen lassen sich 
Baumpflanzungen auf Grund von Leitungen nicht verwirklichen. 
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Die pz1 und pz 1.1. sind im Bebauungsplan durch entsprechende 
Beschriftungen gekennzeichnet. 
 
Das Plangebiet wird in Anschluss an die bestehende Bebauung als 
offener Campunsbereich weiterentwickelt, Einfriedungen sind deshalb 
nicht vorgesehen. Von einer entsprechenden Regelung wird 
abgesehen. 
 
In Bezug auf das Städtebauliche Konzept und die notwendigen 
Betriebsabläufe wurde eine Staffelung der Höhen von Norden nach 
Süden aufgenommen. Die zusätzliche städtebauliche Dominate als 
Hochpunkt mit 24 findet sich im überarbeiteten städtebaulichen Konzept 
nicht wieder und entfällt deshalb. Für die Errichtung von 
Hochregallagern ist auf einem kleinen Teilbereich der Fläche eine 
maximale Höhe von 20 m zulässig. Auf Grund der Sensibilität des 
Kocherabschnitts wurde die Ausprägung der bis zu 20 m Höhe im 
Schutzgut Landschaftsbild / Erholung entsprechend gewertet und dem 
Eingriff eine geeignete Ausgleichsmaßnahme zugeordnet. 
 
Die Maßnahmen in Kapitel 6.1.1 der saP wurden bereits umgesetzt. Die 
Maßnahmen unter 6.2.1 werden überwiegend im Rahmen der 
Baugenehmigung als Auflage festgesetzt. Für die externe Maßnahme 
zur Schaffung neuer Habitatstrukturen für die Zauneidechse wird ein 
öffentlich-rechtlicher Vertrag erstellt. 
 
Im Bereich des Baugebiets sind derzeit keine Strukturen vorhanden, die 
sich für die Goldammer als Brutplatz eignen. Eine Verlagerung des 
Brutreviers ist nicht vollständig auszuschließen, die angrenzenden 
Flächen entlang des Kochers weisen jedoch keinen Bestandsbesatz 
der Goldammer auf, die einer Verlagerung des Brutreviers in 
angrenzende ungestörte Abschnitte der Kocheraue entgegenstehen (s. 
Formblatt zur Art).  
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Da sich keine praktischen 
Konsequenzen für das Bauvorhaben ergeben, ist eine Änderung des 
saP nicht notwendig. 
Die Flächen werden im Jahr 2014 angelegt. Die Baumaßnahme wird 
abschnittweise umgesetzt. Für die Entwicklung des Grünstreifens 
verbleibt daher ein Zeitpuffer bis die derzeit von der Zauneindechse als 
Jagdhabitat genutzten Grünflächen in Anspruch genommen werden.  
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Die Festsetzung wird zur Erläuterung entsprechend ergänzt: 
Rasenansaht mit mindestens einem 20 % Anteil an Wiesenkräutern, 
keine Düngung. 
 
Die festgelegten Werte orientieren sich an der von der Firma Bürkert 
geplanten Dachbegrünung. Die GRZ bezieht sich auf eine Fläche von 
44.409 m² (bestehende Verkehrsflächen ohne Veränderungen wurden 
nicht erneut bilanziert). Die zulässige Überbauung beträgt damit 35.527 
m². Die geplante 5.320 m² Dachbegrünung entsprechen 14,97%. Dieser 
Wert wurde gerundet.  
 
Sowohl die Bepflanzung (vgl. Umweltbericht S. 34) als auch der 
Versiegelungsgrad (vgl. Umweltbericht S. 31) wurden berücksichtig. 
 

 

 

 

 
Bei dem Quellwasser handelt es sich nicht um grundwassergespeiste 
Quellen sondern um austretendes Hanggrundwasser. Diese wird wie 
bisher gefasst und abgeführt. An der bestehenden Situation des 
Quellwasserverlaufs wird grundsätzlich nichts geändert.  
 
 

Die Berücksichtigung des HQ 10 erforderte eine Erweiterung der 
Retentionsfläche nach Osten. Hierdurch war es möglich die bisherigen 
Nutzungsgrenzen wieder aufzunehmen. Bestehende Wiesen werden 
daher auch nach Umsetzung der Baumaßnahme wieder als Wiese 
genutzt. 
 
 

 
Die Eingriffe in das Relief wurden nach Abwägung aller Belange dem 
Abtransport des Erdaushubs vorgezogen. Die Hochwertigkeit der 
Wiesenbestände macht die Wiederherstellung gleichwertiger 
Wiesenbestände vor Ort notwendig. Die botanischen Besonderheiten 
der vorhandenen Wiesen sowie die Anforderungen an eine 
fachgerechte Vorbereitung der Böden werden dabei berücksichtigt.  
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Die Baumaßnahme führt zwar zu einer Veränderung eines randlichen 
zur Grünzäsur gelegenen Landschaftsabschnitts. Die Zielsetzungen 
des Grünzugs sind jedoch auch nach Abschluss der Baumaßnahme 
erfüllt. 
 
Das Ziel der Wiederbegrünung ist die Wiederherstellung des vor Ort 
vorhandenen hochwertigen Wiesentyps in der derzeit vorhandenen 
Qualität. Dies erfolgt in Form einer fachlich einwandfreien Umsetzung 
der Ansaht sowie entsprechender Entwicklungspflege. Für die 
Quellgewässer kommt es zu keiner relevanten Veränderung der 
Situation. 
 
Weniger sensible Standorte außerhalb der HQ 100-Linie werden derzeit 
als hochwertige landwirtschaftliche Produktionsflächen von den 
örtlichen landwirtschaftlichen Betrieben benötigt. Der Abtransport des 
ausgebauten Bodens hätte eine räumliche Ausdehnung der 
Baumaßnahme zur Folge (Baulärm, Baustraßen etc.).  
 
Die Vermeidungsmaßnahmen werden umgesetzt. 
 
Die Ackerflächen verringern sich auf Grund der Berücksichtigung des 
HQ 10 leicht. Der Erhalt der Ackerflächen ist für die landwirtschaftlichen 
Betriebe vor Ort derzeit unverzichtbar. 
 
Die Maßnahmen zur Kompensation der Eingriffe in die Schutzgüter 
Landschaftsbild und Klima sind im Umweltbericht genannt. Die weiteren 
naturschutzrechtlichen Ausgleichsmaßnahmen werden über das 
Ökokonto der Stadt Ingelfingen zugeordnet. Die Zuordnung erfolgt 
schutzgutübergreifend. Die Maßnahmen wurden bereits umgesetzt und 
sind gesichert, sie befinden sich jedoch nicht im unmittelbaren 
räumlichen Zusammenhang. Ein öffentlich-rechtlicher Vertrag ist nicht 
notwendig. 
 
Die Durchführung eines Bodenmanagements wird angestrebt. Der 
Umfang des Wiedereinbaus ist derzeit jedoch noch nicht abschließen 
abzusehen. Daher ist der Verlust des Oberbodens als Eingriff 
berücksichtigt. 
Die Ausgleichsmaßnahmen werden über öffentlich-rechtliche Verträge 
gesichert. Dies erfolgt in Abstimmung mit der Unteren 
Naturschutzbehörde, die Ergebnisse liegen bis zum Satzungsbeschluss 
vor. 
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 LANDRATSAMT HOHENLOHEKREIS 
 
 
Bebauungsplan „GIe Obere Au, 1. Erweiterung GE“, Cr iesbach 
Verfahrensstand: öffentliche Auslegung nach §  3 Ab s. 2 BauGB  
Planunterlagen vom 17.9.2013  
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
die verspätete Abgabe der Stellungnahme bitten wir zu entschuldigen. Eine 
frühere Abgabe war jedoch wegen dem am 19.11.13 eingegangenen 
Genehmigungsantrag für die Abgrabung beim Scheurachshof und im 
Hinblick auf die Besprechung zwischen Stadtverwaltung Ingelfingen und 
Landratsamt am 27.11.13 nicht möglich. 
 
1. Wasserwirtschaft 
1.1 Überschwemmungsschutz 
Die Stellungnahme wird nachgereicht, wenn die von der Stadt Ingelfingen 
im Gespräch vom 27.11.2013 angekündigten Unterlagen vorliegen. 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Ab Seite 30 
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Siehe ergänzte Stellungnahme Regierungspräsidium Stuttgart vom 
10.12.2013, Seite 15. 
 
Sowie Schreiben der Stadt Ingelfingen vom 5.12. 2013. 
 
Die bedingte Festsetzung (A10) zum Retentionsausgleich wurde 
entsprechend ergänzt. 
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Stadt Ingelfingen  Abwägungstabelle 

Bebauungsplan „GIe Obere Au – 1. Erweiterung GE“ 35 
 

Nr. 
Stellung nahmen der Behörden und  sonstige r 

Träger öffentlicher Belange 
 

Abwägungsvorschlag der Verwaltung Beschluss-
empfehlung  
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1.2 Grundwasserschutz 
1.2.1 Zu Ziffer C4 des Textteiles 
Die Belange des Grundwasserschutzes sind in den Unterlagen nicht 
vollständig berücksichtigt. Ergänzend sollten folgende Hinweise 
übernommen werden: 
- Maßnahmen, bei denen aufgrund der Tiefe des Eingriffs in den 
Untergrund mit Grundwasserfreilegungen gerechnet werden muss, sind 
dem Landratsamt Hohenlohekreis, Fachdienst Wasserwirtschaft und 
Bodenschutz, rechtzeitig vor Ausführung anzuzeigen. 
- Wird im Zuge von Baumaßnahmen unerwartet Grundwasser erschlossen, 
so sind die Arbeiten, die zur Erschließung geführt haben, unverzüglich 
einzustellen und das Landratsamt  Hohenlohekreis, Fachdienst 
Wasserwirtschaft und Bodenschutz, zu benachrichtigen. 
- Jede Grundwasserableitung im Zuge einer Baumaßnahme bedarf 
unabhängig von der Menge und Dauer der Zustimmung des Landratsamt  
Hohenlohekreis, Fachdienst Wasserwirtschaft und Bodenschutz. 
- Ständige Grundwasserableitungen über Ring-/Sohldrainagen sind nicht 
zulässig. 
 
1.2.2 Wasserschutzgebiet 
1.2.2.1 Auf die Lage im Wasserschutzgebiet und die Wasserschutzgebiets-
Rechtsverordnung wird in Ziffer 8 A8 der Begründung und Ziffer A8 des 
Textteils hingewiesen. Das Datum der Wasserschutzgebiets-
Rechtsverordnung sollte jeweils noch ergänzt werden.  
 
1.2.2.2 Befreiung nach der Wasserschutzgebietsverordnung 
Auf der Grundlage des Gutachtens des Büros Smoltczyk & Partner GmbH 
kann für konkrete Bauvorhaben eine wasserrechtliche Befreiung gemäß § 
7 von den Verboten des § 3 Abs.1 Nr. 5 und 13 der WSG-RVO vom 
04.12.1989 (geändert am 10.05.1996) in Aussicht gestellt werden, wenn 
folgende Voraussetzungen eingehalten werden: 
- Es ist ein Baugrundgutachten mit Darstellung der geplanten Gründung 
vorzulegen. 
- Der obere Grundwasserleiter in den Talkiesen darf nicht mit dem 
Grundwasserleiter im Oberen Buntsandstein verbunden werden. 
- Die Tiefgarage ist wasserundurchlässig auszuführen (Abdichtung gegen 
drückendes Wasser im Sinne der DIN 18195, weiße Wanne oder 
Gleichwertiges). 
- Die Arbeitsräume der Tiefgarage müssen mit geeignetem bindigen Boden 

 
 
 
 
Die Hinweise zum Grundwasserschutz werden in den Bebauungsplan 
aufgenommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Daten der Wasserschutzgebiets-Rechtsverordnung werden 
entsprechende ergänzt.  
 
 
 
Die Anregungen werden zur Kenntnis genommen und werden im Zuge 
der Baugenehmigung berücksichtigt.  
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fachgerecht abgedichtet werden. 
- Die Gründungsarbeiten für die Tiefgarage sollten bei möglichst tiefem 
Grundwasserstand ausgeführt werden, um evtl. gänzlich 
Wasserhaltungsmaßnahmen vermeiden zu können. 
- Falls mit der geplanten Gründung der Tiefgarage Grundwasseraufschluss 
zu erwarten ist, werden während der Bauzeit Wasserhaltungsmaßnahmen 
erforderlich. 
 
Für die Wasserhaltungsmaßnahmen ist im Vorfeld des Bauvorhabens beim 
Landratsamt Hohenlohekreis, Fachdienst Wasserwirtschaft und 
Bodenschutz, ein Antrag auf Grundwasserabsenkung während der Bauzeit 
sowie zur Grundwasserumleitung während der Standzeit zu stellen. 
Folgende Daten sind mit dem Antrag unter Hinzuziehen des 
Baugrundgutachters dann vorzulegen: 

- geschätzte Wasserhaltungsmenge (Liter/Sekunde) 
- geschätzte Dauer der Wasserhaltung 
- Abschätzung Einfluss Wasserhaltung auf die Umgebung, 

insbesondere auf den Trinkwasserbrunnen Löhle 
- Art und Ort der Ableitung 

 
1.2.2.3 Zu Ziffer A8 des Textteiles   
Hier ist  die Verwendung wasserdurchlässiger Beläge geregelt und in Ziffer 
8 A8 der Begründung erläutert. In der Begründung wird dargestellt, dass 
die Schutzzone II des Wasserschutzgebietes mit Flächen betroffen ist. 
Dies ist jedoch nicht der Fall, das Plangebiet liegt nicht in Zone II. 
Wir regen deshalb an, die Ziffer A8 des Textteiles wie folgt abzuändern: 
- LKW-Stellplätze und Flächen zum Be- und Entladen von LKW sowie 
Containerstellplätze mit Lagerung von wassergefährdenden Stoffen sind 
generell flüssigkeitsdicht mit Anschluss an die Kanalisation auszuführen. 
- Im Bereich des Wasserschutzgebiets gilt diese Anforderung grundsätzlich 
auch für PKW-Stellplätze. Da der Grundwasserleiter durch eine 
Deckschicht überlagert wird, ist im Bereich des Wasserschutzgebiets für 
die PKW-Stellplätze das breitflächige Versickern des auf Verkehrsflächen 
anfallenden Niederschlagswassers über belebte Bodenschichten zulässig 
(Rasengittersteine oder Schotterrasen). 
 
1.2.3 Zu Ziffer C4 des Textteils  
Die Verweise auf das WHG sind zu aktualisieren. Die aufgeführten 
Verweise stimmen hinsichtlich des 2010 in Kraft getretenen WHG nicht 
mehr. 
 

 
 
 
 
 
 
 
Die Anregungen werden zur Kenntnis genommen und werden im Zuge 
der Baugenehmigung berücksichtigt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Ziffer A8 des Textteils wird wie angeregt abgeändert. Die 
Begründung wird entsprechende überarbeitet.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Verweise zum WHG werden aktualisiert. 
 
 
 



Stadt Ingelfingen  Abwägungstabelle 

Bebauungsplan „GIe Obere Au – 1. Erweiterung GE“ 39 
 

Nr. 
Stellung nahmen der Behörden und  sonstige r 

Träger öffentlicher Belange 
 

Abwägungsvorschlag der Verwaltung Beschluss-
empfehlung  

1.3 Abwasser 
Wir weisen darauf hin, dass bei einer den Grundsätzen es § 45b Abs. 3 
WG entsprechenden Erschließungsplanung im Trennsystem die schadlose 
Ableitung des anfallenden Niederschlagswassers nachzuweisen ist. Die 
Entwässerung ist auch bei Kocherhochwasser sicherzustellen, 
beispielsweise mittels Regenwasserpumpwerk. Die 
schmutzfrachttechnische Ergänzung zum Allgemeinen Kanalisationsplan 
ist für die geplante Erweiterungsfläche noch aufzuzeigen. 
 
Wir weisen ferner darauf hin, dass die Beseitigung des anfallenden 
Niederschlagswassers (Trennsystem)  - ggf. mit 
Vorbehandlung/Rückhaltung - in ein oberirdisches Gewässer einer 
wasserrechtlichen Erlaubnis bedarf, die rechtzeitig vor Baubeginn mit 

 
Die Anregungen werden zur Kenntnis genommen und werden im Zuge 
der Baugenehmigung berücksichtigt. 
Unter Einbeziehung der geplanten Erschließungsflächen wurde von der 
imotion GmbH , Ingenieur Gesellschaft für moderne 
Tiefbauorganisation eine überschlägige Berechnung der Kapazität des 
Kanalnetzes erstellt.  
 
Demnach wird das Plangebiet im Trennsystem entwässert. Durch die 
Erschließung im Trennsystem wird zum einen eine zusätzliche 
Belastung der Kanalhaltungen auf ein Minimum reduziert, zum anderen 
ergeben sich dadurch auch geringere Schutzfrachtausstöße. Eine 
Versickerung ist auf dem Baugrundstück ist auf Grund des 
Grundwasserstandes nicht möglich.  
. 
Die Anregungen werden zur Kenntnis genommen und werden im Zuge 
der Baugenehmigung berücksichtigt. 
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 entsprechenden Antragsunterlagen (3-fach) bei der unteren 
Wasserbehörde des Landratsamtes Hohenlohekreis zu beantragen ist. 
 
2. Naturschutz 
2.1 Artenschutz 
Die faunistischen Untersuchungen haben ein Vorkommen von 
Zauneidechsen ergeben. Im Hinblick auf den Zeitplan des Investors, noch 
im Jahr 2013 mit der konkreten Baumaßnahme zu beginnen, wurde die 
Vorgehensweise abgestimmt. Die Zauneidechsen wurden noch während 
der Aktivitätsphase kontrolliert aus der Fläche vergrämt. Die 
entsprechenden Berichte liegen uns vor. 
 
In Seite 18-20 des Gutachtens werden Maßnahmen zur Schaffung neuer 
Habitatstrukturen aufgelistet. Von zeitlich besonderer Bedeutung sind 
dabei die Maßnahmen westlich des Plangebietes im Bereich der 
Kläranlage. Diese sind in diesem Winter entsprechend der Beschreibung 
S. 20 des Gutachtens herzustellen. Wir gehen davon aus, dass diese in 
nächster Zeit umgesetzt werden und bitten um eine entsprechende 
Dokumentation. Sollten diese bis zum Satzungsbeschluss nicht hergestellt 
werden können, ist ein öffentlich-rechtlicher Vertrag erforderlich. 
 
Im Plangebiet soll die am südlichen Rand gelegene Pflanzgebotsfläche 
pz1.1 als Zauneidechsenhabitat angelegt werden. Vorgesehen ist die 
Anlage einer extensiven Wiese mit entsprechender Nutzung. Dies kann 
nicht über eine Festsetzung nach § 9 Abs. 1 Nr. 25 BauGB erfolgen, 
sondern muss nach § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB festgesetzt werden. Hier ist 
dann im Text auch die Nutzungsintensität aufzunehmen sowie der 
Zeitpunkt der Maßnahmendurchführung. Zusätzlich zu den vorgesehenen 
Maßnahmen halten wir auch dort die Anlage von Eiablageplätzen, aber 
auch Sonnenplätze, wie in Seite 20 des Gutachtens beschrieben, für 
erforderlich. 
 
Am Südrand des Plangebietes soll eine zusammenhängende Grünfläche 
entwickelt werden. Dies ist in Ziffer A8 des Textteiles festgesetzt. In 
diesem Teil ist auf eine Bepflanzung mit Gehölzen zu verzichten, um nicht 
noch zusätzliche Beschattungseffekte auszulösen. 
Grundsätzlich ist die Funktionalität der durchgeführten Maßnahmen zu 
überwachen. Wir halten deshalb ein Monitoring im auf die Durchführung 
der Maßnahmen folgenden Jahr für erforderlich. Sollte dieses Monitoring 

 
 
 
 
 
Die Maßnahme wird im Winter 2013/2014 umgesetzt. Die Umsetzung 
erfolgt vor dem Ende der Winterruhe der Zauneidechsen. Die 
Maßnahme wird bis dahin im Rahmen eines öffentlich-rechtlichen 
Vertrags gesichert. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Festsetzung wird zur Erläuterung entsprechend ergänzt: 2x mähen 
mit Abtransport des Mähguts, keine Düngung. 
Die Maßnahme wird im Jahr 2014 umgesetzt. 
 
Die zusätzlichen Eiablage- und Sonnenplätze werden angelegt.  
 
Zur Gliederung der Fläche ist die Möglichkeit der Pflanzung von 
Einzelbäumen vorgesehen. Der Verschattungseffekt entspricht daher 
dem einer Obstbaumwiese und erscheint für die Zauneidechse 
tolerierbar.  
 
 
 
 
 
 
 
Ein Monitoring wird durchgeführt. 
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 keine Zauneidechsen nachweisen, sind ggf. weitere Maßnahmen zu treffen 
und weitere Überwachungen erforderlich. 
 
2.2 Eingriff/Ausgleich 
Die Eingriffe sind nachvollziehbar beschrieben.  
In Ziffer 2.2 unserer Stellungnahme vom 22.04.2013 haben wir die 
Anforderung an die Planung gestellt, dass die hochwertigen Oberböden 
der landwirtschaftlichen Nutzung zur Verfügung gestellt werden. Gemäß 
Abwägungsvorschlag der Gemeinde soll dies im weiteren Verfahren 
geprüft werden. 
In Ziffer 2.3.4 des Umweltberichts wird diese Maßnahme nur als alternative 
Möglichkeit bezeichnet. Auch reicht die Festsetzung in Ziffer A8 des 
Textteiles als Sicherstellung nicht aus. Ein solches Bodenmanagement 
halten wir wegen der für Ingelfinger Verhältnisse außerordentlich guten 
Böden für erforderlich. Dabei ist der Oberboden auf Flächen mit 
Bodenzahlen unter 60, wie sie verbreitet auf den angrenzenden 
Höhenlagen vorherrschen, in einer Höhe von max. 20cm aufzutragen. 
Diese Maßnahme ist bilanzierbar und hilft die erhebliche Eingriffshöhe zu 
verringern. 
 
Die Kompensation des Eingriffes soll über das Ökokonto erfolgen. Wir 
gehen bei einem Kontostand Januar 2013 von 61407 Öko-qm nicht davon 
aus, dass dadurch das Gesamtdefizit von über 530.000 Punkten auch nur 
annähernd ausgeglichen werden kann. 
 
Sollte die auf S. 34 des Umweltberichts beschriebene Baumpflanzung 
durchgeführt werden, ist wegen der Lage außerhalb des Plangebietes ein 
öffentlich-rechtlicher Vertrag erforderlich. Zugleich ergibt dies dann ein 
verbleibendes Defizit von 55.153 Punkten und nicht wie angegeben von 
68.103 Punkten. 
 
Wir gehen davon aus, dass bis zum Satzungsbeschluss die 
Vergleichbarkeit des Ökokontos mit der vorliegenden Bilanzierung 
hergestellt ist und Aussagen zum weiteren Ausgleich getroffen werden. Für 
den weiteren Ausgleich ist dann ebenfalls ein öffentlich-rechtlicher Vertrag 
erforderlich.  
 

 
 
 
 
 
Die Durchführung eines Bodenmanagements wird angestrebt. Der 
Umfang des Wiedereinbaus ist derzeit jedoch noch nicht abschließen 
abzusehen. Daher ist der Verlust des Oberbodens als Eingriff 
berücksichtigt.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Das Ökokonto der Stadt Ingelfingen weist eine ausreichende Deckung 
an Ökopunkten auf. 
 
 
 
Die auf S. 34 aufgeführt Berechnung berücksichtigt den Verlust von im 
Rahmen der Genehmigungen zum bestehenden Baugebiet sowie der 
Erweiterung des Parkplatzes festgesetzten Baumpflanzungen. Die 
festgesetzten Neupflanzungen wurden mit dem im bestehenden 
Bebauungsplan festgesetzten Baumpflanzungen vorab verrechnet. Die 
verbleibenden, entfallenden Bäume sind daher als Verlust zu werten 
und ergeben das errechnete Defizit.  
 
Das Ökokonto der Stadt Ingelfingen weist eine ausreichende Deckung 
an Ökopunkten auf. 
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Als Möglichkeiten zum Ausgleich kommen Sanierungen von 
Trockenmauern z.B. im Hangbereich zwischen Ingelfingen und Criesbach, 
Entwicklungsmaßnahmen aus den Managementplänen der FFH-Gebiete 
im Bereich der Stadt oder die Anlage eines Altarmes im Bereich Flst. 218 
Criesbach in Betracht. Für nähere Abstimmungen stehen wir gerne zur 
Verfügung. 
 
Wir weisen darauf hin, dass der Eingriff bei der Abgrabungsfläche beim 
Scheurachshof als eigenständiges Außenbereichsvorhaben der 
vollständigen naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung unterliegt und nicht 
pauschal über das baurechtliche Ökokonto abgegolten werden kann. Es ist 
zumindest erforderlich, dem Eingriff eine geeignete Maßnahme zum 
Ausgleich zuzuordnen.  
 
3. Baurecht 
Zu Ziffer A2 des Textteiles 
Bei der Festsetzung der Gebäudehöhe bezogen auf den First bzw. 
Dachabschluss besteht die Möglichkeit, dass eine Attika z.B. zur 
Anbringung von Werbung höher ausgeführt werden kann und damit die 
Zielsetzungen der Höhenbeschränkung unterlaufen werden können. Wir 
regen deshalb an, dies durch eine entsprechende Festsetzung 
auszuschließen. 
 
Eine Teilfläche an der Straße wird mit einer maximalen Gebäudehöhe von 
24m zugelassen. Eine Begründung ist hierfür nicht enthalten.  
 
Zu Ziffer A6 des Textteiles 
Satz 2 kann entfallen. Dies ergibt sich aus der Garagenverordnung. 
 
 
Zu Ziffer A8 des Textteiles 
Aus Ziffer 8 A8  und 9 B1 der Begründung geht nicht hervor, warum die 
Begrünung von Flachdächern auf 15% beschränkt werden soll. Wir regen 
an, die Begrünung auf alle Flachdächer auszuweiten. 
 
 
 
 

 
 
 
 
Die Hinweise zu weiteren Ausgleichsmaßnahmen werden zur Kenntnis 
genommen und bei Bedarf gerne aufgegriffen. 
 

 

 

 
Die Zuordnung erfolgt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
In Bezug auf die Werbeanlagen gelten ergänzend zu den festgesetzten 
maximalen Gebäudehöhen die örtlichen Bauvorschriften zu den 
Werbeanlagen. Demnach dürfen Werbeanlagen nicht auf dem Dach 
angebracht werden und die Oberkannte der Attika bzw. Die Traufe nicht 
überragen. Eine weitergehende Festsetzung ist deshalb nicht 
notwendig.  
 
Die zusätzliche städtebauliche Dominate als Hochpunkt mit 24 findet 
sich im überarbeiteten städtebaulichen Konzept nicht wieder und entfällt 
deshalb. 
 
Die Anregung wird zur Kenntnis genommen, die Satz 2 wird gestrichen. 
 
 
Aufgrund Haustechnischen Anlagen und sonstigen technischen 
Zwängen bei der Umsetzung können gesichert nur 15% der 
Dachflächen begrünt werden. Diese sind auch in den Umweltbericht 
eingestellt und werden so über die Festsetzung gesichert. Die 
Begründung wird entsprechend ergänzt.  
Das südwestliche Baufenster schließt an die bestehende Bebauung an, 
hier soll der Bestand erweitert werden. Aus diesem Grund werden keine 
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Zu Ziffer B1 des Textteiles 
Im südwestlichen Baufenster ist keine Festsetzung einer Dachform 
vorgesehen. Der Grund hierfür  lässt sich aus Ziffer 8 A8 und 9 B1 der 
Begründung nicht entnehmen.  
Aufgrund der Dachformen bestehender Gebäude sollte auch hier ein 
Flachdach, maximal ein Pultdach mit DN von bis 25° zugelassen werden.  
 
4. Landwirtschaft 
Wir begrüßen, dass durch bauliche Maßnahmen eine Verringerung des 
erforderlichen Retentionsausgleiches erreicht werden konnte. 
Für den noch verbleibenden Retentionsflächenausgleich soll eine 2,6ha 
große Ackerfläche um 20-80cm abgegraben werden. Dabei wird die Fläche 
als Wanne ausgeführt, wobei nach den aktuell vorgelegten Unterlagen zur 
Abgrabung ein Ringgraben zur Entwässerung vorgesehen ist. Das Wasser 
soll dann im Bereich Flst. 82 unter dem bestehenden Weg durchgeführt 
werden und in das Grünlandgrundstück eingeleitet werden. Es ist deshalb 
zu erwarten, dass die Nutzbarkeit des Grünlandes stark eingeschränkt 
wird.  Wir regen an, den nördlich verlaufenden Bereich zumindest westlich 
Flst. 84 so abzusenken, dass dort der tiefste Punkt entsteht und ggf. sogar 
eine breitflächige Entwässerung in den angrenzenden Gehölzbereich 
erfolgen kann. 
Der ausgebaute Boden soll südlich der Abgrabung als Plateau 
aufgeschüttet werden. Die dabei entstehende steile Böschung wird mit 
Maschinen nicht nutzbar sein und kann allenfalls beweidet werden. 
 
5. Bodenschutz 
In Ziffer A8 des Textteils sind Maßnahmen zum Bodenschutz enthalten. 
Der Satz 4 kann dabei entfallen, weil die Wiederverwendung bereits in 
Satz 2 geregelt ist und ein Massenausgleich im Gelände nicht erreicht 
werden kann. 
 
 
Mit freundlichen Grüßen  
 
 
 
Wirth 
 

Vorgaben zu den Dachformen gemacht um dem Bauherren die 
technisch sinnvollste Möglichkeit zu ermöglichen. Die Begründung zum 
Bebauungsplan wird entsprechend ergänzt. 
 
 
 
Die vom LRA Hohenlohekreis-Landwirtschaft angeregte Absenkung im 
Westen hätte zur Folge, dass der Bereich im Hochwasserfall öfters 
geflutet wird. Eine Verbesserung der Nutzbarkeit des Grundstückes aus 
Sicht des Ingenieurbüro Winkler und Partner GmbH daher nicht zu 
erwarten. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Anregung wird zur Kenntnis genommen, der Satz 4 wird gestrichen.  
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Keine Anregung. 
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Keine Anregung. 
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Der Retentionsausgleich wir umfanges- funktions- und zeitgleich 
Umgesetzt. Keine weiteren Anregungen. 
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Keine Anregung. 
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Keine Anregung. 
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Keine Anregung. 
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Keine Anregung. 
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Keine Anregung. 
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